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Der Bundesvoranschlag 1981 
Der Bundesvoranschlag?) 1981 sieht im Grundbudget 
Ausgaben von 335,09 Mrd S und Einnahmen von 

285,31 Mrd S vor. Der Brut toabgang beträgt somit 

49,78 Mrd S Das Nettodefizit (nach Abzug der Til­

gungen) beläuft sich auf 24,96 Mrd. S Neben dem 

Grundbudget ist, wie in den Vorjahren, ein Konjunk-
turausgleichshaushalt vorgesehen, der insgesamt 

Ausgaben von 5,08 Mrd. S enthält. Davon entfallen 

2,60 Mrd. S auf die Stabi l isierungsquote und 

2,48 Mrd. S auf die Konjunkturbelebungsquote. 

Außerdem wird der Bundesminister für Finanzen er­

mächtigt, Finanzschulden bis zu 2,1 Mrd. S zur Finan­

zierung von Straßenbauten auf Grund von Sonderver­

einbarungen mit Bundesländern einzugehen 

In der Beurtei lung des Bundeshaushalts ist zu be­

rücksicht igen, daß sich sowohl Ausgaben als auch 

Einnahmen auf die Zahlungsphase beziehen Für die 

Auswirkungen auf Nachfrage und Beschäft igung, die 

vom Budget ausgehen und die von der Auftragsver­

gabe und den Produkt ionsvorgängen best immt sind, 

kann daher der Bundesvoranschlag nur grobe An­

haltspunkte geben Diese Einflüsse lassen sich perio­

disch nicht genau abgrenzen. Man muß daher den 

Bundesvoranschlag nicht nur unter dem kurzfr ist igen 

Gesichtspunkt der Konjunkturbeeinf lussung im kom­

menden Jahr beurtei len, sondern auch berücksicht i ­

gen, inwieweit sich längerfristige Tendenzen fortset­

zen oder versucht wi rd, sie zu ändern. 

Übersicht 1 

Der Bundesvoranschlag 1981 

1979 1980 1981 Verände­
Er fo lg Schät ­ BVA rung 1981 

z u n g gegen 
1980 

M r d S i n % 

Gesamtausgaben 268 1 308 0 3 3 5 1 + 8 8 

Gesamte innahmen . . . . 237,6 260,0 285,3 + 9,7 

Gesamtgebarungsabgang 50,5 48 0 4 9 8 + 3 7 

In landwirksames Defizit 26,4 24 3 21 0 - 1 3 6 

präiiminiert war. Ein nicht geringer Teil der Mehrein­

nahmen und Mehrausgaben ist jedoch voneinander 

unmittelbar abhängig und daher saldenneutrai (Rück­

lagenentnahmen, die zu gleich hohen Ausgaben füh ­

ren; Einnahmen aus Kapitaiherabsetzungen, die w ie ­

der gleich hohe Ausgaben für Kapitalaufstockungen 

erfordern). 

Insgesamt dürf ten die Mehreinnahmen etwas höher 

sein als die Mehrausgaben und sowohl der Brut toab­

gang als auch das Nettodefizit und das inlandwirk­

same Defizit etwas geringer ausfallen als veran­

schlagt. Die Entzugseffekte der nachfragewirksamen 

Einnahmen nehmen 1980 wei ter zu Der Anteil d ieser 

Einnahmen am Produkt ionspotent ial erhöht sich auf 

24,5% (1979 24,3%). Diese Zunahme geht auf ver­

mehrte "sonst ige Einnahmen" zurück, wogegen die 

Entzugseffekte der Steuern deutl ich schwächer s ind 

als in den Vorjahren Die Nachfrageimpulse der in­

landwirksamen Ausgaben werden dagegen im laufen­

den Jahr geringer sein als in den Vorjahren. Der Bund 

nimmt 1980 das Produkt ionspotent ial weniger in A n ­

spruch. Der Antei l geht auf 26,9% zurück (1979 

27,2%). 

Übersicht 2 

Ausgaben- und Einnahmenelast izl täten 

In land­
w i rksame 
Ausgaben 

Inland­
wi rksame 

Einnah­
men 

Steuern 
bru t to 

S t e u e r n 
n e t t o 

bezogen auf Potent ial Output 

0 1965/1970 0 95 0 98 1 OB 1 09 

0 1970/1974 1 01 0 92 1 09 0 9 8 

1975 1 54 0,51 0 4 2 0 4 2 

1976 1 25 1.45 1 15 1 18 

1977 0 9 2 1,30 1,36 1,57 

197B1) 1 20 0 89 1 15 0 83 

1979 1) 1 04 1.38 1 25 1 4 6 

1980 Schä tzung ' ) 0 87 1 08 0 9 7 0 84 

1981 BVA 1 ) 0.96 1 22 1,39 1,51 

') Ohne Umste l lung von K inderabsetzbet rägen zu Famil ienbeihi l fen und A u f h e b u n g 
der Selbst t rägerschaf t bei Familienbeihiltert bei Bahn und Post 

Vergleich mit dem voraussichtlichen Ergebnis 19802) 

Für den unmittelbaren Vergleich wi rd das voraus­

sichtl iche Ergebnis für 1980 zugrunde gelegt. Im lau­

fenden Jahr werden sowohl die Ausgaben als auch 

die Einnahmen etwas höher sein, als ursprüngl ich 

1) Dieser Aufsatz stützt sich auf die Regierungsvorlage. Alifäl­
lige Änderungen in den parlamentarischen Beratungen konnten 
nicht mehr berücksichtigt werden 
! ) Die in dieser Arbeit verwendeten Schätzungen über die vor­
aussichtlichen Ausgaben und Einnahmen im Jahr 1980 beruhen 
auf dem Informationsstand von Ende Oktober 

Die restriktiven Wirkungen, die bereits im Voran­

schlag zu erkennen waren, werden somit durch d e n 

Budgetvol lzug nicht geändert Berücksicht igt man , 

daß der Preisanstieg im Jahre 1980 stärker sein w i r d , 

als bei der Erstellung des Budgets angenommen 

wurde, und daß sich die inländische Nachfrage nach 

inländischen Produkten besser entwickelt als ur­

sprüngl ich vermutet, lassen sich die leicht restr ikt iven 

Wirkungen, die vom Bundeshaushalt 1980 ausgehen 

werden, mit der Konjunkturentwicklung vereinbaren. 

In der Bauwirtschaft dürfte allerdings die Zurückhai -
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tung des Bundes zur Stagnation der realen Wert­
schöpfung beitragen 

Bundesvoranschlag 1981 leicht restriktiv 

Der Bundesvoranschlag 1981 läßt erkennen, daß der 
Bund trotz der erwarteten Konjunkturabschwächung 
versucht, sowohl das Nettodefizit als auch den inland­
wirksamen Abgang weiter zu verringern2). Der Antei l 
des inlandwirksamen Defizits, gemessen am Produk­
t ionspotent ial , geht 1981 voraussicht l ich auf 1,9% 
(1980 2,4%) zurück Im Gegensatz zu 1980 wi rd im 
kommenden Jahr die Verr ingerung des Defizits weni ­
ger durch eine zurückhal tende Ausgabenpol i t ik als 
durch zusätzliche Einnahmen-angestrebt. Die Einfüh­
rung neuer Steuern, die Erhöhung bestehender Steu­
ern und Gebühren sowie die Progressionswirkung in 
der Lohn- und Einkommensteuer werden im kom­
menden Jahr die Entzugseffekte der inlandwirksamen 
Einnahmen fühlbar erhöhen. Ihr Antei l am Produk­
t ionspotent ial steigt auf 24,9% (1980 24,5%, 1979 
24,3%) und liegt damit deut l ich über dem langjährigen 
Durchschni t t (1970 bis 1980 24,1%) 

Übersicht 3 
Potential Output und Bundeshaushalt 

Inland- Inland- Steuern 
wirksame wirksame brutto 
Ausgaben Einnah­

men 
Anteil am Potential Output in 

0 1970/1974 

1975 
1976 
1977 
1978') 
1979') 
1980 Schätzung1) 
1981 BVA1] 

24 6 

26 5 
27 0 
26 8 
27 1 
27 2 
26 9 
26 8 

24 5 

22 7 
23 4 
23 9 
23 8 
24 3 
24 5 
24 9 

22 5 
21 6 
21,8 
224 
226 
23 0 
22 9 
23,5 

Steuern 
netto 

14.5 

13 6 
13 8 
143 
142 
146 
14.4 
14 9 

1 ! Ohne Umstellung von Kinderebsetzbeträgen zu Familienbeihilfen und Aufhebung 
der Selbst trag erschaff bei Famillenbeihilfen bei Bahn und Post 

Trotz der stärkeren Entzugseffekte wird der Bund 
1981 das Produkt ionspotent ia l durch die inlandwirk­
samen Ausgaben weiter in s inkendem Umfang in A n ­
spruch nehmen und damit zum Rückgang der gesam­
ten Kapazitätsauslastung beitragen Diese Entwick­
lung läßt vermuten, daß der Bundeshaushalt 1981 re­
striktivwirkt. Der Antei l der inlandwirksamen Ausga­
ben des Bundes am Produkt ionspotent ial ist 1981 mit 
26,8%) niedriger als in den Vorjahren, liegt aber doch 
höher als im Rezessionsjahr 1975 

3 ) Der Anteil des inlandwirksamen Defizits, gemessen am Pro­
duktionspotential, betrug 1978 3,4%, 1979 2,9%. Er wird 1980 
auf 2,4% und 1981 auf 1,9% sinken. In der allgemeinen Diskus­
sion wird meist der Anteil des Nettodefizits am BIP als Indikator 
verwendet. Dieser Anteil sinkt von 3,6% (1979) auf 3,0% (1980) 
und 2 4% (1981) 

Diese Beurtei lung des Bundesvoranschlags 1981 
geht von der Annahme aus, daß auch im kommenden 
Jahr, wie in den Vorjahren, nur das Grundbudget e in­
gesetzt wi rd Würde man den Konjunkturausgleichs-
haushait mi tberücksicht igen, wäre das Bild zu modif i ­
zieren. Sowohl die Stabi l is ierungsquote als auch die 
Konjunkturbelebungsquote enthalten zum überwie­
genden Teil unmittelbar nachfragewirksame Ausga­
ben (Investit ionen, Instandhaltungen, Käufe der Lan­
desverteidigung). Die Inanspruchnahme des Produk­
t ionspotent ia ls durch die inlandwirksamen Ausgaben 
des Bundes würde im Vergleich zu den Vorjahren 
steigen und mit 27,3% über dem langfristigen Durch­
schnit t l iegen Der prognost iz ier te Rückgang der in­
ländischen Nachfrage nach inländischen Produkten 
könnte damit nahezu kompensier t werden . Dann 
würde allerdings das Defizit nicht verr ingert werden 

Übersicht 4 
Entwicklung der Budgetsalden 

1978 1979 1980 1981 
Erfolg Erfolg Schät­ BVA 

zung 
Veränderung gegen das Vorjahr in Mrd S 

Bruttosaldo - 9 3 +0.7 +2,5 - 1 8 
Nettosaldo -5 .5 + 29 + 2.5 +5 0 
Nachfrage wirksamer Saldo 

ungewichtet - 5 7 + 34 + 07 +3,3 
Nachfrage wirksamer Saldo gewichtet - 7 5 - 1 5 - 3 6 - 2 2 

(+ ) = Verringerung des Defizits 
(—) = Vergrößerung des Defizits 

Die Wirkungen des Grundbudgets sind jedoch nicht 
so restriktiv, wie die ausschließliche Saldenbetrach­
tung annehmen ließe Es ist zu berücksicht igen, daß 
die restr ikt iven Wirkungen einer Einnahmensteige­
rung geringer sind als die Nachfrageimpulse eines 
gleich hohen Ausgabenzuwachses (Haavelmo-Theo-
rem) Gliedert man die Ausgaben und Einnahmen 
nach ökonomischen Kriterien und gewichtet sie mit 
ihren durch Import- und Sparquoten best immten 
Erstrundeneffekten 4 ) , läßt sich zeigen, daß pro Mi l ­
liarde Schil l ing die Nachfrageimpulse der Ausgaben 
um etwa 0,2 Mrd, S größer s ind als die Entzugsef­
fekte der Einnahmen,, 

Diese Effekte spiegeln sich auch in der Entwicklung 
des gewichteten nachfragewirksamen Budgetab­
gangs Seine Veränderung zeigt , daß der Bundes­
haushalt im Jahre 1981 weniger restriktiv wi rk t , als die 
im al lgemeinen zur Beurtei lung herangezogenen Sal­
den (Nettodefizit , ungewichteter nachfragewirksamer 
Saldo) vermuten ließen, weil vorwiegend Mehreinnah­
men zu deren Verr ingerung beitragen Die unter­
schiedl iche Entwicklung der verschiedenen Salden 

4 ) Die Gewichte für die einzelnen Ausgaben- und Einnahmenka­
tegorien wurden entnommen aus H. Seidel- Unsere Staatsfinan­
zen. Finanzbericht 1978 — Analyse und Perspektiven Wien 
1978 S 120 
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ermögl icht es, die Nettokredi taufnahme im kommen­

den Jahr im Vergleich zu 1980 um etwa 5 Mrd S zu 

verr ingern, ohne die Nachfrage des Bundes im glei­

chen Ausmaß dämpfen zu müssen 

Für eine nähere Untersuchung des Bundesvoran­

schlags reichen jedoch auch die gewichteten Salden 

nicht aus Es ist notwendig, die einzelnen Ausgaben-

und Einnahmenkategorien getrennt zu analysieren, 

um die vielfältigen Wirkungen, die vom Budgethaus­

halt ausgehen, besser abschätzen zu können und 

festzustel len, ob durch die Verr ingerung des Net to­

defizits der Budgetspielraum größer wurde, und wel­

che längerfrist igen Entwicklungstendenzen sich ab­

zeichnen. 

Die Ausgabenstruktur verschiebt sich langfristig zu 

den Finanzierungsausgaben, wogegen die Ausgaben 

für die Erstel lung von Leistungen und zur Umvertei­

lung an Bedeutung verl ieren 5 ) Diese Entwicklung 

setzt sich 1981 for t Die Ausgaben für Finanzierungs­

zwecke steigen mit 14,3% deutl ich stärker als die Ge­

samtausgaben. Ihr Antei l erhöht sich dadurch auf 

mehr als 26% (1979 24%) Die Ausgaben für die Er­

stel lung von Leistungen ( + 7,2%) und für die Umver­

tei lung ( + 6,7%) werden unterdurchschni t t l ich erhöht 

und dadurch 1981 weiter an Bedeutung verl ieren 

Übersicht 5 

Ausgaben In Ökonomischer Gl iederung 

1979 1980 1981 Verände­
Erfolg Schät­ BVA rung 1981 

zung gegen 
1980 

Mrd S i n % 

Ausgaben zur 

Erste l lung von Le is tungen 127,9 138 4 148 3 + 7 2 

Umver te i lung 91,3 92 9 99 1 + 6 7 

Finanzierung 68,9 76,7 87,7 + 14,3 

Gesamtausgaben 2 8 8 1 308,0 335 1 + 8 8 

in % der Gesamtausgaben 

Ausgaben zur 

Erste l lung von Leistungen 44.4 4 4 9 4 4 2 

Umver te i lung 31 7 30 2 29 6 

F inanzierung 23,9 24,9 26,2 

Gesamtausgaben 100 0 100 0 100,0 

Die Verschiebung zwischen den Ausgaben zur Finan­

zierung und zur Erstel lung von Leistungen deutet an, 

daß der Bund weniger durch direkte Aufträge als ver­

stärkt durch Finanzierungshilfen versucht , die Ge­

samtnachfrage zu beeinf lussen Das bietet den Vor­

teil , daß auch solche Wirtschaftszweige beeinflußt 

werden können, die von direkten Auf t rägen (öffentl i­

chen Investi t ionen, Instandhaltungen u a.) nicht er-

5 ) Der Anteil der Ausgaben für die Erstellung von Leistungen 
betrug 1974 noch 49,4% der gesamten Ausgaben, 1980 hinge­
gen nur mehr 44%. Gleichzeitig sind die Finanzierungsausga­
ben von 19,3% (1974) auf 25% (1980) gestiegen. 

reicht werden Außerdem ist die durch solche Finan­

zierungshilfen induzierte Nachfrage größer als die da­

für vorgesehenen Ausgaben, weil der Bund in der Re­

gel nur einen Teil f inanziert 

Diese Ausgaben haben anderersei ts den Nachteil , 

daß sich Mitnahmeeffekte nicht ausschalten lassen. 

Außerdem schränken sie den künft igen Budgetspie l ­

raum ein, weil sie sich kaum variieren lassen und tei l­

weise auch dann noch zu leisten sind, wenn keine 

Nachfrageeffekte mehr wirken Das erschwert die Be­

urtei lung des Budgets 

Zurückhaltung bei den Ausgaben für Aufträge 

Jene Ausgaben, die für direkte Auf t räge vorgesehen 

sind (Investit ionen, laufender Sachaufwand), werden 

1981 mit rund 60 Mrd. S veranschlagt Das ist um 5% 

mehr als 1980 Unter Berücks icht igung der Preisstei­

gerungen dürfte daher der Bund im kommenden Jahr 

real weniger Mittel für Aufträge zur Ver fügung haben. 

Es ist allerdings zu berücksicht igen, daß die Ver­

gleichsbasis bei den Investit ionen verzerrt ist, weil 

das Dezemberaufkommen an Bundesmineralölsteuer 

jetzt nicht mehr einer Rücklage zugeführt wi rd, w o ­

durch 1980 die Ausgaben für Straßen um 1 Mrd S er­

höht werden 

Selbst wenn man diesen Sonderfaktor ausschaltet, 

zeigt s ich, daß die seit Jahren zu beobachtende Zu­

rückhaltung des Bundes bei den Ausgaben für öffent­
liche Investitionen auch 1981 anhält. Der Antei l der In­

vest i t ionsausgaben an den Gesamtausgaben geht 

1981 auf 7,7% zurück (1979 7,9%) Diese Entwicklung 

erklärt sich einerseits daraus, daß ein erhebl icher Teil 

der Investit ionen aus zweckgebundenen Einnahmen 

finanziert wi rd, deren Erträge unterproport ional stei­

gen, andererseits sind die öffentl ichen Investit ionen 

auch unter dem Aspekt der Folgekosten zu sehen, 

die in späteren Jahren den Budgetspiel raum 

einengen 

Die Zurückhal tung bei den Investit ionen trifft vor al­

lem den Straßenbau Selbst wenn man die erwähnte 

Verzerrung der Vergleichsbasis unberücksicht igt läßt, 

reichen 1981 die präliminierten 7,1 Mrd S nicht aus, 

Übersicht 6 

Ausgaben für Auf t räge 

1979 1980 1981 Verände­
Erfolg Schät­ BVA rung 1981 

zung gegen 
1980 

M r d S i n % 

Invest i t ionen 23,0 25 0 25 8 + 3 2 

Laufender Sachaufwand 29,2 32,2 34.3 + 6,5 

S u m m e 52 2 57 2 6 0 1 + 5 1 

Invest i t ionsförderung 
(einschl Lawinenverbauung) 7 9 1 0 7 14,0 
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real mehr für Straßenbauten auszugeben als 1980 

Für Hochbauten und bauliche Sonderanlagen (bei 

Bahn und Post) dürfte hingegen die Zunahme der 

Ausgaben um rund 8% eine annähernd gleich hohe 

reale Nachfrage wie im laufenden Jahr ermögl ichen 

Neben den Investit ionen haben auch die Ausgaben 

für Instandhaltungen (von Bauten} und für Baulichkei­

ten im Rahmen der Landesverteidigung ähnliche 

Nachfrage- und Beschäft igungseffekte in der Bauwirt­

schaft Insgesamt gibt der Bund 1981 rund 

23,9 Mrd S für Bauleistungen aus ( + 7%) Unter Be­

rücksicht igung der Preissteigerungen ist somit mit 

keiner Steigerung der realen Nachfrage des Bundes 

nach Bauleistungen zu rechnen. Der Bund, auf den 

rund 20% der Gesamtnachfrage nach Bauleistungen 

entfallen, wird damit den Rückgang der realen Wert­

schöpfung in der Bauwirtschaft 1981 nicht mildern 

Im Gegensatz zu den Bauten werden die Mittel für 

Ausrüstungen 1981 kräftig ausgeweitet. Sie sind um 

fast 13% höher veranschlagt als im Vorjahr Der Bund 

kann damit auch real seine Nachfrage nach Maschi­

nen, Fahrzeugen und Sonderanlagen erhöhen Sein 

Antei l an der gesamten Nachfrage nach Ausrüstungs­

investit ionen ist jedoch verhältnismäßig gering (rund 

5%), und er kann daher den erwarteten Rückgang der 

gesamten realen Ausrüstungsinvest i t ionen nur ge­

ringfügig beeinf lussen. 

Die sonst igen Käufe von Gütern und Leistungen sind 

zwar auch unmittelbar nachfragewirksam, doch ist in 

einigen Bereichen der Importantei l nicht unerhebl ich. 

Das gilt insbesondere für die Aufwendungen für Ener­

gie, die insgesamt 3,7 Mrd S er fordern, und die Käufe 

von Ausrüs tungen für die Landesverteidigung, von 

denen 1,9 Mrd S im Ausland getät igt werden Insge­

samt zeigt sich auch bei der Auswei tung der Ausga­

ben für laufende Käufe von Gütern und Leistungen 

eine gewisse Zurückhal tung 

Durchschnittliche Steigerung der Ausgaben an private 
Haushalte 

Die Ausgaben des Bundes, die an die privaten Haus­

halte f l ießen, belaufen sich 1981 auf rund 186 Mrd . S. 

Rund ein Fünftel der gesamten persönl ichen Brut­

toe inkommen stammt somit aus dem Bundeshaus­

halt Neben den Personalausgaben für aktive Bundes­

bedienstete und Landeslehrer sind hier auch die 

Transferausgaben enthalten 

In der Beurtei lung der Personalausgaben für die akt i ­

ven Bediensteten ist zu berücks icht igen, daß die Auf­

wendungen für die mehr als 70 000 Landeslehrer, die 

der Bund den Ländern überweist, etwas überdurch­

schnit t l ich ausgeweitet werden Die Ausgaben für die 

aktiven Bundesbediensteten steigen um etwas mehr 

als 8%. Die Zahl der Bediensteten wird um rund 0,7% 

erhöht und nimmt damit etwas stärker zu als die Ge-

Übersicht 7 

Ausgaben an private Haushalte 

1979 1980 1981 Verände­
Erfolg Schät­ BVA rung 1981 

zung gegen 
1980 

Mrd S i n % 

Personalautwand (Akt ive) ' ) . 74,4 79 9 8 6 9 + 8 8 

Transfers an private Haushalte 91,3 92,9 99,1 + 6,7 

S u m m e 1 6 5 7 172,8 186 0 + 7 6 

in % des persönlichen Brutto­
einkommens 20 3 195 195 

' ) EinschlieBlich Landeslehrer u n d personalaufwandsähnl iche Ausgaben im Sach-

samtbeschäf t igung Schwerpunkte der Personalaus­

wei tung sind die Bereiche Unterr icht (al lgemein- und 

berufsbi ldende höhere Schulen) und Sicherheit, w o ­

gegen der Personalstand der Betr iebe verr ingert wer­

den soll, 

Die Pro-Kopf-Einkommen der aktiven Bundesbedien­

steten steigen im kommenden Jahr um etwa 7,5% 

und damit annähernd gleich stark wie in der gesam­

ten Wirtschaft, Es ist allerdings zu berücksicht igen, 

daß für die pragmatisierten Beamten im nächsten 

Jahr die letzte Etappe der Erhöhung ihrer Pensions­

beiträge um 0,5 Prozentpunkte in Kraft tr i t t , die ihr 

verfügbares Einkommen schmälert 

Die allgemeine Gehal tserhöhung für die öffentl ich Be­

diensteten ab 1 Jänner 1981 wird 6,2% betragen Für 

einzelne Gruppen in den unteren Dienstklassen sind 

außerdem noch Sonderregelungen vorgesehen 

Schließlich steigen die Nebengebühren etwas stärker 

als die Schemagehälter, und ihr Antei l am gesamten 

Personalaufwand erhöht s ich 1981 auf 14,2% (1979 

13%). 

Die Transferausgaben an private Haushalte sind mit 

den Umvertei lungsausgaben ident, wenn man die Zu­

schüsse zur Pensionsversicheruhg hinzurechnet, 

Wenngleich sich auch 1981 die Tendenz for tsetzt , die 

Umvertei lungsausgaben schwächer als die Gesamt­

ausgaben auszuweiten, gibt es dennoch auch im 

kommenden Jahr eine Reihe von Leistungsverbesse­

rungen Die Pensionen der Bundesbediensteten wer­

den im nächsten Jahr pro Kopf stärker steigen als die 

ASVG-Pensionen, wobei allerdings zu berücksicht i ­

gen ist, daß die Pensionisten des Bundes heuer 

schlechter abschneiden 

Die Familienbeihilfen werden ab 1981 vereinheit l icht 

und für jedes Kind 1 000 S betragen, Außerdem wird 

eine Altersstaffelung eingeführt, und für Kinder über 

zehn Jahre werden zusätzl ich 50 S ausgezahlt, Diese 

Umstel lung wird Mehrausgaben von etwa 2,2 Mrd S 

erfordern, In der Arbei ts losenvers icherung und beim 

Karenzurlaubsgeld werden ebenfalls die Leistungen 

verbessert und mehr Mittel er fordern 

Die Auswei tung der gesamten Transferausgaben wird 

allerdings durch demographische Faktoren und Fi­

nanzierungsumschichtungen sowie durch verschie-
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dene Einsparungen gebremst . Die rückläufige Zahl 

der Kinder dämpft die Ausgabenste igerung bei den 

Familienbeihilfen, sodaß trotz der Leistungsverbesse­

rung der Gesamtaufwand für Familienbeihilfen bloß 

um 1 Mrd S zunimmt Um die Steigerung der Zu­

schüsse zu den Pensionsversicherungen zu brem­

sen, wi rd ab 1981 % Prozentpunkt von den Dienstge­

berbeiträgen zum Familienlastenausgleich zur Pen­

sionsversicherung umgeschichtet Dadurch ergeben 

sich bei den Pensionszuschüssen Einsparungen von 

rund 2 Mrd S. Die Pensionszuschüsse können somit 

1981 etwa auf dem Niveau von 1979 gehalten werden 

Insgesamt deckt der Bund etwas mehr als ein Fünftel 

des gesamten Aufwands der Pensionsversicherun­

gen (einschließlich der Ausgleichszulagen) Auf die 

Steigerung der Pensionen haben diese Umschichtun­

gen jedoch keinen Einfluß Die Pensionen werden 

1981 um 5 ,1% erhöht, wobei für Mindestrentner eine 

etwas stärkere Steigerung vorgesehen ist 

Neben den demographischen Faktoren und den Um­

schichtungen werden die Transfers an private Haus­

halte auch durch Einsparungen in einigen Bereichen 

gedämpft Das gilt insbesondere für die Arbei tsmarkt­

förderung, in der die Transfers für private Haushalte 

1981 im Vergleich zu 1980 unverändert bleiben 

Kräftiger Anstieg der Finanzierungsausgaben 

Die Finanzierungsausgaben steigen insgesamt recht 

kräft ig, doch entwickeln sich die einzelnen Gruppen 

unterschiedl ich Der Großteil dieser Ausgaben entfällt 

auf den Finanzschuldaufwand, der 1981 rund 

46,7 Mrd . S erfordert , um etwa 27% mehr als 1980 

Der Antei l des Finanzschuldaufwands an den Ge­

samtausgaben steigt dadurch auf fast 14% (1980 

12%). Die Zunahme ist besonders auf die erhöhten 

Ti lgungen zurückzuführen, die um rund 6 Mrd S hö­

her sind als 1980, wobei ein erhebl icher Teil dieses 

Zuwachses durch Ti lgungen von Bundesschatzschei-

nen verursacht ist. 

Die Zinsen erfordern 1981 rund 20,6 Mrd . S ( + 17%). 

Dieser Anst ieg erklärt sich aus der Zunahme der Fi­

nanzschuld und dem deutl ichen Anst ieg des durch­

schnit t l ichen Zinssatzes der Finanzschuld. Die Erhö­

hung des durchschni t t l ichen Zinssatzes ist einerseits 

durch das gegenwärt ig hohe Zinsniveau bedingt, an­

dererseits wi rd der Antei l jener Finanzschuld, die in 

den sechziger und Anfang der siebziger Jahre zu ver­

gleichsweise niedrigen Zinssätzen aufgenommen 

wurde, immer geringer 

Sprunghaft ausgeweitet werden die Mittel zur Investi­
tionsförderung. Es ist außerdem zu berücksicht igen, 

daß auch in den sonst igen Ausgaben zur Finanzie­

rung Mittel enthalten sind, die Impulse für die Investi­

t ionen br ingen (Zinsstützungen) In den Zinsstützun­

gen lassen sich deutl iche Umschichtungen erkennen 

Die Zuschüsse zum Prämiensparen wurden abge­

schafft, die Stützungen für Investi t ionskredite hinge­

gen erhöht. Die Förderung wird somit von privaten 

Haushalten zu Unternehmungen verlagert, wodurch 

die Nachfragewirksamkeit der Ausgaben für Zinsstüt­

zungen gestärkt wi rd 

Übersicht 8 

Ausgaben zur Finanzierung 

1979 1980 1931 Verände­
Erfolg Schät­

zung 

M r d S 

BVA rung 198! 
gegen 
1980 
i n % 

Finanzschuldaufwand 3 3 8 36.6 46 7 + 2 7 6 

Transfers an andere 
öf fent l iche Körperschaf ten 11 5 13 0 1 3 4 + 3 1 

Invest i t ionsförderung 7 2 9 9 1 3 2 + 3 3 , 3 

Betei l igungen Darlehen 1 8 4 2 2 1 - 5 0 0 

Inanspruchnahme aus 
Haf tungen 1 0 1 8 1 8 0 0 

Sonst ige 13.6 11,2 10,5 - 6,2 

S u m m e 68,9 76 7 87 7 + 1 4 3 

In der Invest i t ionsförderung durch Kapitaltransfers 

fällt die Förderung von General Motors besonders ins 

Gewicht Bei den Zinsenzuschüssen, für die insge­

samt 2,1 Mrd . S präliminiert s ind, und die im Vergleich 

zu 1980 um fast die Hälfte höher s ind, bestehen er­

hebliche Unterschiede Für einzelne Akt ionen sind 

die Mittel beträcht l ich aufgestockt worden, für die 

Zinsenzuschüsse nach dem Gewerbest rukturverbes-

serungsgesetz und für die Landwirtschaft sind hinge­

gen die Mittel im Vergleich zu 1980 gleich gebl ieben 

Die Ausgaben im Rahmen der Arbe i tsmarkt förderung 

werden gleichfalls nicht erhöht 

Neben den Investit ionen förder t der Bund auch die 

Exporte Insgesamt führt nur ein sehr geringer Teil 

der übernommenen Haftungen für Exporte zu Inan­

spruchnahmen des Bundes und damit zu Ausgaben. 

Wenn man die Zuschüsse des Bundes an die Kon­

trol lbank zur Expor t förderung hinzurechnet, betragen 

die Ausgaben des Bundes für die Expor t förderung 

1981 rund 2,2 Mrd S. Sie steigen damit zwar um et­

was mehr als 10%, doch ist zu berücksicht igen, daß 

auch die mit der Übernahme der Exporthaf tungen 

verbundenen Einnahmen höher sind Netto ist daher 

die Inanspruchnahme des Bundes 1981 kaum größer 

als 1980 

Im Gegensatz zur Exporthaf tung wird der Bund bei 

den verschiedenen Sondergesel lschaften stärker aus 

der Haftungsübernahme beansprucht als in den Vor­

jahren. Die dafür erforderl ichen Ausgaben sind mit 

2,9 Mrd. S veranschlagt. Wie rasch diese Ausgaben 

steigen, läßt sich daran erkennen, daß 1979 für die In­

anspruchnahme aus Haftungen für Sondergesel l ­

schaften 0,5 Mrd S ausgegeben wurden. 
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Erhebliche Verlagerungen in der Ausgabenstruktur 
nach Aufgabenbereichen 

Die Aufgl iederung der Ausgaben nach den 17 Aufga­
benbereichen läßt die Veränderungen in den Schwer­

punkten der Budgetpol i t ik erkennen. Die Zurückhal­

tung in den Ausgaben zur Umvertei lung spiegelt sich 

im abnehmenden Anteil der Ausgaben für "soziale 

Wohlfahrt" , der zwischen 1978 und 1981 um 3 Pro­

zentpunkte sinkt Dieser Rückgang ist vor allem auf 

die Umschichtungen in der Finanzierung der Pen­

sionsversicherung und auf die durch die abnehmende 

Kinderzahl gedämpfte Entwicklung der Ausgaben für 

Familienbeihilfen zurückzuführen A n Bedeutung ver­

lieren auch die Ausgaben für "sonst igen Verkehr". 

Das zeigt, daß die Aufwendungen für Bahn und Post 

unterdurchschni t t l ich steigen. Unterdurchschni t t l ich 

ausgeweitet werden auch die Ausgaben für Sicher­

heit (sowohl die Landesverteidigung als auch die " in­

nere" Sicherheit) und die "allgemeine Verwaltung" 

(wenn man den Finanzschuldaufwand ausklammert) 

Einen stark steigenden Anteil an den Gesamtausga­

ben erfordert der Finanzschuldaufwand Der deutl ich 

wachsende Anteil der Ausgaben für "Industrie und 

Gewerbe" läßt erkennen, daß der Bund beabsicht igt , 

die Gesamtnachfrage stärker durch Förderung der 

privaten Nachfrage zu stützen und weniger durch d i ­

rekte Aufträge zur Erstel lung öffentl icher Güter 

Wenn man die beiden großen Verschiebungen zwi­

schen den Aufgabenbereichen "soziale Wohlfahrt" 

und Finanzschuldaufwand betrachtet, läßt sich erken­

nen, daß der relative Abbau der Zuschüsse zur Pen­

sionsversicherung ausschließlich durch den höheren 

Finanzschuldaufwand kompensier t wi rd und der Bud­

getspielraum dadurch nicht größer wurde. 

Übersicht 9 

Ausgaben nach Aufgabenbereichen 

1978 1979 1980 1981 
Erfotg Erfolg Schät­

zung 
8VA 

inS fr der Gesamtausgaben 

Erz iehung u n d Unter r icht 9 1 9 1 9 2 9,3 

Fo rschung u n d Wissenschaft 3 0 3 0 3 0 3 0 

Kunst 1.0 1 0 1 0 1 0 

Kul tus 0 1 0 1 0 1 0 1 

Gesundhei t . 0 8 0 8 0.8 0,8 

Soziale Wohl fahr t 24 9 24 2 23.0 21 9 

Wohnungsbau 0 4 0 4 0 3 0 4 

StraSen 4,5 4 7 5 1 4,8 

Sonst iger Verkehr 21,8 21 2 21 1 20 8 

Land- u n d Forstwi r tschaf t 2,4 2,6 2 7 2 7 

Energiewir tschaf t 0 1 0 2 0,6 0 1 

Industr ie u n d Gewerbe 1 2 1 2 1,4 2 0 

Öf fent l iche Dienst le is tungen 1 7 1 7 1.8 2 1 

Private Dienst le is tungen 0 7 0 7 0 7 0 7 

Landesver te id igung 3 8 3 9 3 9 3,6 

Staats- und Rechtss icherhei t 3,5 3 4 3 4 3,3 

Übr ige Hohei tsverwal tung 21 0 21,8 21 9 23 4 

davon Finanzschuldaufwand 11,1 11,7 11.9 13,9 

Gesamtausgaben 1 0 0 0 100 0 100,0 100 0 

Steuerquote steigt kräftig 

Die wicht igste Einnahmenquelle des Bundes sind die 

Steuern, die rund 56% der gesamten Einnahmen er­

bringen Die vom Bund insgesamt e ingehobenen 

Steuern, die realistisch geschätzt s ind, steigen 1981 

um 10,7% auf 262,4 Mrd S, Die Steuerquote 5) (Anteil 

der Brut tosteuereinnahmen am Bru t to in landspro ­

dukt) erhöht sich spürbar auf 24,0% (1980 23,0%), 

Der Bund wird ab 1981 neue Steuerquellen erschl ie­

ßen Es werden Sonderabgaben von Kredi tunterneh­

mungen und von Erdölprodukten eingeführt 

Außerdem wird für best immte Energieträger ein 

neuer, höherer Mehrwertsteuersatz von 13% (bisher 

8%) festgesetzt Zu berücksicht igen ist ferner, daß 

sich die Anhebung der Bundesmineralölsteuer von 

1980 erst 1981 voll im Budget auswirkt 

Insgesamt dürf ten diese diskretionären Maßnahmen 
rund 4,5 Mrd S an Mehreinnahmen erbr ingen und die 

Steuerquote um 0,4 Prozentpunkte erhöhen, Das läßt 

deutl ich erkennen, daß der Abbau des Nettodefizi ts 

primär von der Einnahmenseite erfolgte Ein erhebli­

cher Teil dieser steuerl ichen Maßnahmen wird jedoch 

nicht nur aus f iskalischen Gründen ergriffen, sondern 

um den Energieverbrauch zu drossein und die Lei­

stungsbi lanz zu ent lasten, 

Die diskret ionären Maßnahmen betreffen großteils 

solche Steuern, deren Ertrag dem Bund zur Gänze 

verbleibt. Dadurch wird der Bund seinen Antei l am 

Steueraufkommen deutl ich erhöhen Es verbleiben 

ihm rund 63,4% der Steuereinnahmen (1980 62,9%). 

Trotz dieser Zunahme hat der Bund noch nicht jenen 

Anteil am Steueraufkommen erreicht, den er in den 

sechziger und Anfang der siebziger Jahre erhielt 

Übersicht 10 

Einnahmen In ökonomischer Gl iederung 

1979 1980 1981 Verände­
Er fo lg Schät­ BVA rung 1981 

zung gegen 
1980 

M r d S i n % 

Steuern (netto) . 134 0 144 6 161 8 + 11 9 

Steuerähnl iche Einnahmen 37,6 40,4 42 0 + 4 0 

Bet r iebseinnahmen 46,5 49 2 56,3 + 1 4 4 

Sonst ige 19,4 25,8 25,2 - 2,3 

Gesamteinnahmen 237 6 260 0 285.3 + 9 7 

in % der Gesamte innahmen 

Steuern (netto) . 56,4 55 6 56 7 

Steuerähnl iche Einnahmen 15,8 15,6 1 4 7 

Bet r iebseinnahmen 19,6 18,9 1 9 7 

Sonst ige 8,2 9,9 8,9 

Gesamte innahmen 100 0 100 0 100 0 

6 ) Diese Steuerquote enthält nicht die von Ländern und Ge­
meinden eingehobenen Steuern (ausschließliche Landes- und 
Gemeindeabgaben). Sie ist daher nicht mit jener Steuerquote 
vergleichbar, die in der Untersuchung "Das Steueraufkommen 
in Österreich 1958 bis 1978" verwendet wurde (Monatsbe­
richte 10/1980) 
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Neben den diskret ionären Maßnahmen trägt auch die 

Progressionswirkung in der Lohn- und Einkommen­

steuer zur Erhöhung der Steuerquote , bei Sie er­

bringt etwas mehr als 4 Mrd S an Mehreinnahmen 

und erhöht dadurch die Steuerquote um 0,4 Prozent­

punkte. Die durchschni t t l iche Belastung der steuer­

pfl ichtigen Masseneinkommen mit Lohnsteuer wi rd 

1981 auf 11,1% steigen (1980 10,3%) 

Jene Faktoren, die in den vergangenen Jahren die 

Steuerbelastung dämpf ten, werden schwächer Das 

gilt vor allem für die Zölle. Die Zol leinnahmen steigen 

jetzt parallel mit den Importen Auch bei den gewinn­

abhängigen Steuern haben verschiedene dämpfende 

Effekte an Bedeutung verloren (Einführung der Indivi-

dualbesteuerung, Sonderabschre ibung von bewegl i ­

chen Anlagegütern) 

Die Entwicklung dieser Steuern ist zudem recht un­

terschiedl ich Die Einkommensteuer dürf te im Ver­

gleich zum voraussicht l ichen Ergebnis 1980 im kom­

menden Jahr um mehr als 10% höhere Einnahmen 

br ingen, wogegen die Zunahme bei der Körper­

schaftsteuer und der Gewerbesteuer ger inger ist, 

weil sich bei diesen Steuern Schwier igkei ten einzel­

ner Wirtschaftszweige stärker niederschlagen 

Die steuerähnl ichen Einnahmen steigen trotz der Er­

höhung der Arbei ts losenversicherungsbei t räge, die 

knapp 1 Mrd S an Mehreinnahmen bringt, unter­

durchschni t t l ich, weil sie durch die Umschichtung bei 

den Dienstgeberbei t rägen zum Familienlastenaus-

gleichsfonds um rund 2 Mrd S gedämpf t werden Die 

durch diese Maßnahme erforderl iche (höhere) Ent­

nahme aus dem Reservefonds zum Familienlasten­

ausgleich ist in den sonst igen Einnahmen enthalten. 

Die kräftige Zunahme der Betr iebseinnahmen ist 

großteils durch die Tari ferhöhungen bei Bahn und 

Post bedingt, die etwa 3,5 Mrd S erbr ingen. Im Ver­

gleich zu f rüheren Jahren gewinnen die sonst igen 

Einnahmen eine größere Bedeutung in der Budgetf i ­

nanzierung Abgesehen von den zweckgebundenen 

Einnahmen (Entnahmen aus Rücklagen und Reser­

ven, Mauteinnahmen) ist vor allem die Münzprägung 

eine wicht ige Einnahmenquelle geworden Der Münz­

gewinn beträgt 1981 rund 1,7 Mrd S (1979 

0,6 Mrd S) 

Zusammenfassung 

Im Bundesvoranschlag 1981 (Grundbudget) stehen 

längerfristige Zielsetzungen im Vordergrund Es ist 

beabsicht igt , den Budgetspielraum zu vergrößern so­

wie die Ausgaben- und Einnahmenstruktur zu verbes­

sern Der Bund ist bei den Ausgaben für öffentl iche 

Aufträge zurückhal tend, die Erstel lung öffentl icher 

Güter verliert an Bedeutung, die Förderung privater 

Investit ionen durch Kapitaltransfers und Zuschüsse 

wird dagegen verstärkt Der Wegfall der Förderung 

des Prämiensparens läßt darüber hinaus eine Um­

Steuereinnahmen Übersicht 11 

(Brutto) 

1979 
Erfolg 

1980 
Schät­
zung 

1981 
BVA 

Verände­
rung 1981 

gegen 
1980 

Steuern M r d S i n % 

v o m E inkommen 94,3 1 0 6 7 1 1 6 9 + 9 6 

v o m Aufwand und Verbrauch 1122 1 1 7 5 130 6 + 112 

v o m Vermögen und 
Vermögensverkehr 7 2 8 1 9 6 + 18,5 

von den Einfuhren 4.3 4,8 5,3 + 10.4 

S u m m e 218 0 237 1 262 4 + 107 

Schichtung in der Förderung von privaten Haushalten 

zu Unternehmungen erkennen 

Der Bund versucht den privaten Konsum zu dämpfen, 

einmal durch die Wirkung der Lohn- und E inkommen­

steuerprogression, wodurch die verfügbaren Einkom­

men gedämpft werden, und zum anderen dadurch, 

daß von den Ausgaben an private Haushalte keine zu­

sätzlichen Impulse auf den privaten Konsum ausge­

hen Damit will der Bund ebenso wie mit der zusätzl i­

chen Besteuerung des Energieverbrauchs zur Ver­

besserung der Leistungsbilanz beitragen 

Trotz der Verr ingerung des Nettodefizi ts bleibt der 

Budgetspieiraum weiter eng, Das läßt s ich einmal 

daran erkennen, daß das Bruttodef iz i t 1981 höher 

sein wi rd als 1980 und der Finanzschuldaufwand und 

verschiedene Aufgaben, die nicht unmittelbar nach­

fragewirksam sind und schwer variiert werden kön­

nen, weiterhin kräftig steigen Dazu kommt, daß ein 

Teil der Maßnahmen, die zur Verr ingerung des Net to­

defizits beigetragen haben, nur kurzfr ist ig wirkt und 

nicht in dem Ausmaß wie 1981 ständig wiederholt 

werden kann (das gilt insbesondere für best immte 

Umschichtungen und für einzelne Einnahmen, etwa 

die Münzprägungen) 

Im Hinblick auf die zu erwartende Konjunkturab-

schwächung zeichnet sich ein gewisser Konfl ikt zwi­

schen den längerfristigen und den kurzfr ist igen Ziel­

setzungen der Budgetpol i t ik ab Das Grundbudget 

zeigt, daß gegenwärt ig die längerfr ist igen Über legun­

gen vorherrschen Das Budget wirkt t rotz der Kon-

junkturabschwächung leicht restriktiv, wovon insbe­

sondere die Bauwirtschaft betrof fen ist, allerdings 

sind die restr ikt iven Effekte nicht so groß, wie ein ein­

facher Saldenvergleich vermuten ließe Außerdem 

hängen die konjunkturel len Wirkungen auch von der 

Art der Finanzierung des Budgetsaldos ab, die sich 

allerdings erst im Budgetvol lzug nachweisen läßt 

Die Beurtei lung würde sich jedoch ändern, wenn man 

den Konjunkturausgleichshaushalt in die Untersu­

chung einbezöge, Dann würden vom Bundeshaushalt 

im kommenden Jahr leicht expansive Effekte ausge­

hen, aber auch das inlandwirksame Defizit könnte 

nicht abgebaut werden Es würden dann die Zielset­

zungen im Budget modifiziert und die kurzfrist ige 

Zielsetzung der Nachfragestützung im Vordergrund 

stehen Gerhard Lehner 
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